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RECHT & STEUERN

Von Dr. Andreas Richter
LL.M., Partner 
P+P Pöllath+ Partners, Berlin

Die deutsche Finanzverwaltung hat die
Erlasse zur Anwendung des neuen Erb-
schaft- und Schenkungsteuerrechts zur
Veröffentlichung freigegeben. Die Er-
lasse wurden bereits seit langem erwar-
tet. Sie werden in Kürze im Bundes-
steuerblatt publiziert.

Das neue Erbschaftsteuerrecht er-
öffnet seit Anfang des Jahres weitrei-
chende Möglichkeiten, Betriebsver-
mögen steuerfrei zu übertragen. Bisher
war jedoch die Nachfolgeplanung mit
Rücksicht auf zahlreiche unklare For-
mulierungen des neuen Gesetzes mit
einer grossen rechtlichen Unsicherheit
verbunden. Die Erlasse beseitigen die
wesentlichen – wenn auch nicht alle –
Unklarheiten und bieten damit nun die
nötige Rechtssicherheit, steueroptimier-
te Nachfolgeplanungen anzugehen und
umzusetzen (ggf. nach Absicherung
durch eine verbindliche Auskunft). Die
Erlassregelungen sind teilweise sehr
detailliert. Nachfolgend die wichtig-
sten Erkenntnisse im Überblick.

1. Die Finanzverwaltung bestätigt,
dass Barvermögen sowie Sparanlagen
und Festgeldkonten nicht zum schädli-
chen Verwaltungsvermögen gehören.
Damit eröffnen sich zahlreiche Chan-
cen zur steuerfreien Übertragung von
liquidem Vermögen.

2. Hervorzuheben ist auch, dass bei
Wahl der Optionsverschonung (Mög-
lichkeit zur steuerfreien Übertragung
bei Einhaltung einer Behaltensfrist von
10 Jahren und Erreichen der Mindest-
lohnsumme) die Verwaltungsvermö-
gensquote von 10% nur für die übertra-
gene wirtschaftliche Einheit, nicht aber
für nachgeordnete Tochtergesellschaf-
ten massgeblich ist. Bei diesen reicht
es aus, wenn das Verwaltungsvermö-
gen die Quote von 50% nicht über-
schreitet. Durch entsprechende Vorsor-
gemassnahmen sollte es damit häufig
möglich sein, in den Genuss der voll-
ständigen Verschonung zu gelangen,
um Vermögen steuerfrei zu übertragen.

3. Mit den Erlassen wurde die Frage
geklärt, welche Folgen ein doppelter
Verstoss gegen Lohnsummenklausel
und Behaltensfrist auslöst. Die Finanz-
verwaltung berechnet zwar zunächst
separat für beide Verstösse die Höhe
der entfallenden Verschonungsabschlä-
ge. Letztlich wird jedoch nur derjenige
Verstoss berücksichtigt, der den höhe-
ren Wegfall des Verschonungsabschlags
zur Folge hat.

4. Keine hinreichend eindeutige Stel-
lungnahme enthalten die Erlasse zu
den Anforderungen an Poolvereinba-
rungen, die zur erbschaftsteuerlichen
Begünstigung von Splitteranteilen an
Kapitalgesellschaften geschlossen wer-
den. Dies gilt insbesondere hinsicht-
lich des Umfangs der erforderlichen
Verfügungsbeschränkung. Weiterhin be-
stehen Unklarheiten bei der erbschaft-
steuerlichen Begünstigung von grossen

Immobilienvermögen als Betriebsver-
mögen. Entsprechende Nachfolgepla-
nungen wird man auch zukünftig nicht
ohne eine vorherige Absicherung durch
eine verbindliche Auskunft umsetzen
können.

5. Demgegenüber ist es bedauerlich,
dass die Finanzverwaltung, entgegen
dem eindeutigen Wortlaut des Geset-
zes, die Lohnsummenklausel auch auf
solche Mutter- oder Holdinggesell-
schaften anwenden möchte, die über
weniger als 10 Beschäftigte verfügen,
deren Tochtergesellschaften aber 10
oder mehr Arbeitnehmer beschäftigen.
Gestaltungen zur Vermeidung der
Lohnsummenproblematik – wie das
Vorschalten einer Holding – dürften
daher mit einem erheblichen Prozess-
risiko verbunden sein. Eine Möglich-
keit, die Anwendung der Lohnsum-
menklausel zu vermeiden, eröffnet sich
jedoch aus der Finanzverwaltungsauf-
fassung, nach der Tochtergesellschaf-
ten (auch Tochter-Personengesellschaf-
ten) nur bei einer Beteiligung von min-
destens 25% zu berücksichtigen sind.

6. Äusserste Vorsicht ist bei der Über-
tragung mehrerer wirtschaftlicher Ein-
heiten und Wahl der Optionsverscho-
nung geboten. Hier droht nach der
nicht nachvollziehbaren Auffassung
der Finanzverwaltung die Vollversteue-
rung derjenigen wirtschaftlichen Ein-
heiten, die über Verwaltungsvermögen
von mehr als 10% verfügen. Wird die
10%-Quote hingegen in allen wirt-
schaftlichen Einheiten überschritten,
soll demgegenüber insgesamt noch
eine Inanspruchnahme der Regelver-
schonung möglich sein.
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